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Beschlussentwurf

Der Stadtrat beschließt, dass die Erhebung von Straßenausbaubeiträgen der Stadt Köthen 
(Anhalt) gemäß Straßenausbaubeitragssatzung der Stadt Köthen (Anhalt) vom 02.11.1991 
in der Fassung der 12. Änderung zur Straßenausbaubeitragssatzung vom 24.02.2012 bis 
zur Entscheidung im Landtag Sachsen-Anhalt und der endgültigen Verabschiedung der 
Änderung des Kommunalabgabengesetzes mit sofortiger Wirkung ausgesetzt wird.

Das gilt sowohl für begonnene Ausbaumaßnahmen und soll bei der Auslegung von 
Planungsunterlagen für zukünftige Projekte Berücksichtigung finden.

Gesetzliche Grundlagen:
-



Darlegung des Sachverhalts / Begründung

siehe Anlagen
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Aussetzung von Straßenausbaubeiträgen
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2019187
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204


In letzter Zeit entwickelte sich eine grundsätzliche Diskussion um die Rechtfertigung der
Straßenausbaubeiträge. Diese zeigt sich zum einen in der Änderung der Rechtsgrundlagen in
einigen Bundesländern, zum anderen in Vorschlägen und kommunalpolitischen Programmen von
Parteien und Wählergemeinschaften. Die Tendenz in diesen Diskussionen geht dahin, dass die in
der Regel erhebliche wirtschaftliche Belastung von Beitragspflichtigen nicht „gerecht“ sei und
deshalb die Straßenausbaubeiträge „abgeschafft“ werden sollten. Das Problem der
Beitragsbelastung der Grundstückseigentümer soll dadurch gelöst werden.


Nach der Abschaffung der Straßenausbaubeiträge in Bayern, wird auch in anderen Bundesländern
– so nun auch in Sachsen-Anhalt – über die Abschaffung diskutiert.
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zur Stellungnahme der Verwaltung zum Antrag auf einen Tagesordnungspunkt


Dabei schlossen sich die Bundesländer Brandenburg, und Mecklenburg-Vorpommern
zwischenzeitlich der Verfahrensweise von Bayern an. In Sachsen-Anhalt diskutieren die
Oppositionsparteien, DIE LINKE und AFD im Landtag von Sachsen-Anhalt und jüngst, ausgelöst
durch die SPD-Fraktion, auch die Koalitionsfraktionen über die Abschaffung von
Straßenausbaubeiträgen. Die CDU-Landesspitze ist bisher dagegen.
Da es derzeit noch keine Einigung zur Problematik der Erhebung bzw. Abschaffung von
Straßenausbaubeiträgen im Landtag von Sachsen-Anhalt gibt, kann dem Antrag der
Bürgerinitiative / Freie Wähler von Seiten der Verwaltung aus nachfolgenden Gründen nicht gefolgt
werden:


1. Die aktuelle Rechtslage besagt, dass nach § 6 Absatz 1 Satz 1 des KAG-LSA die Gemeinden
verpflichtet sind, zur Deckung ihres Aufwandes für die erforderliche Herstellung, Anschaffung,
Erweiterung, Verbesserung und Erneuerung ihrer öffentlichen Verkehrsanlagen (Straßen, Wege,
Plätze sowie selbständige Grünanlagen und Parkeinrichtungen) Straßenausbaubeiträge zu erheben.
Somit sind in Sachsen-Anhalt verpflichtend Straßenausbaubeiträge zu erheben. Eine wenn auch
begrenzte Aussetzung der Erhebung widerspricht diesen Regelungen.


2. Die Einnahmen aus Straßenausbaubeiträgen in Höhe von 91.000 € sind Bestandteil der
beschlossenen Haushaltssatzung 2019. Eine Aussetzung hätte zur Folge, dass die Einzahlungen
nicht für Investitionen genutzt werden können. Damit ist die Gesamtfinanzierung anderer
Maßnahmen aus dem Haushalt (z. B. Geräteersatz auf Kinderspielplätzen, Anschaffung von
Einrichtungsgegenständen im Kita-, Hort und Schulbereich oder Beschaffung Gerätewagen für die
Feuerwehr) gefährdet.


3. Sollte es zeitnah zu einer Änderung des Kommunalabgabengesetzes des Landes Sachsen-Anhalt
kommen, wird diese Übergangsvorschriften enthalten, die den Kommunen vorschreibt, wie
beispielsweise mit bereits vereinnahmten Beiträgen zu verfahren ist.
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